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1. Einführung 

Die Grundrechte weisen verschiedene Funktionen auf. Sie sichern dem Einzelnen die Frei-
heitssphäre vor Eingriffen der öffentlichen Gewalt (Abwehrfunktion).1 Zudem führen die Grund-
rechte zu staatlichen Handlungspflichten, indem sie bestimmte Schutzpflichten beinhalten.2 Die 
Grundrechte zielen mithin auf ein positives Tun, ein Unterlassen oder ein relatives Verhalten der 
Grundrechtsverpflichteten.3 Gemäß Art. 1 Abs. 3 Grundgesetz (GG)4 binden die Grundrechte Ge-
setzgebung, vollziehende Gewalt und Rechtsprechung als unmittelbar geltendes Recht. Private 
sind nicht wie die staatliche Gewalt unmittelbar an Grundrechte gebunden.5 Sie sind grund-
rechtsberechtigt, nicht grundrechtsverpflichtet,6 und können aufgrund der aus Art. 2 Abs. 1 GG 
folgenden Privatautonomie ihre individuellen Rechtsbeziehungen grundsätzlich frei gestalten.7 
Ausnahme davon bestehen in den Fällen, in denen dies im Grundgesetz ausdrücklich verankert 
ist, etwa in Art. 9 Abs. 3 GG.8 Gewisse Einschränkungen erfährt dies zudem durch die Drittwir-
kung der Grundrechte, welche im Folgenden anhand einschlägiger Beispiele aus der Rechtspre-
chung des Bundesverfassungsgerichts näher dargestellt wird. 

Bevor das Grundgesetz im Jahr 1949 in Kraft getreten ist, wurde die Drittwirkung von Grundrech-
ten unter Bürgern in der heutigen Form nicht angenommen oder in vergleichbarer Weise disku-
tiert.9 In den 1950er und 1960er Jahren wurde dies jedoch sowohl von der Rechtswissenschaft 
stark diskutiert als auch seitens der Gerichte,10 insbesondere des Bundesarbeitsgerichts11 und des 
Bundesverfassungsgerichts12, in Grundsatzentscheidungen aufgegriffen. Seit Jahrzehnten ist die 

 

1 BVerfG, Beschluss vom 04.04.2006 – 1 BvR 518/02. 

2 Vgl. Jarass, in: Jarass/Pieroth, Grundgesetz, 17. Aufl. 2022, Vorb. Art. 1 Rn. 5. 

3 Jarass, in: Jarass/Pieroth, Grundgesetz, 17. Aufl. 2022, Vorb. Art. 1 Rn. 2. 

4 Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer  
100 - 1, veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert am 19.12.2022 (BGBl. I S. 2478). 

5 Vgl. BVerfGE 148, 267 (280 Rn. 32). 

6 Dreier, in: ders., Grundgesetz, 3. Aufl. 2013, Art. 1 Abs. 3 Rn. 38. 

7 Di Fabio, in: Maunz/Dürig, GG, 101. EL Mai 2023, Art. 2 Abs. 1 Rn. 101 f. 

8 Sangi, Drittwirkung von Grundrechten nach dem Klimabeschluss. Hat das Bundesverfassungsgericht die Gren-
zen der Drittwirkung von Grundrechten neu definiert?, AnwBl. 9/2022, 481, m. w. N. 

9 Vgl. Rüfner, in: Isensee/Kirchhof, Handbuch des Staatsrechts, Band IX, 3. Aufl. 2011, § 197 Rn. 83 f. 

10 Nipperdey, Grundrechte und Privatrecht, 1961; Leisner, Grundrechte und Privatrecht, 1960; Dürig, Grundrechte 
und Zivilrechtsprechung, in: Festschrift für Hans Nawiasky, 1956, S. 157 ff.; vgl. Darstellung bei Rüfner, in:  
Isensee/Kirchhof, Handbuch des Staatsrechts, Band IX, 3. Aufl. 2011, § 197 Rn. 85 ff. 

11 BAG, Urteil vom 03.12.1954 – 1 AZR 150/54, NJW 1955, 606 (607). 

12 BVerfGE 7, 198 (Lüth). 

https://www.gesetze-im-internet.de/gg/BJNR000010949.html
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Drittwirkung von Grundrechten im Verhältnis von Bürgern unbestritten und wird in aktuellen 
Entscheidungen wiederholt aufgegriffen und mitunter weiterentwickelt.13 

Das Bundesverfassungsgericht begründet eine Wirkung von Grundrechten zwischen den Bürgern 
mit der mittelbaren Drittwirkung (Punkt 2.) und der Schutzpflichtenlehre (Punkt 3.). Davon zu 
unterscheiden sind Fälle, in denen der Staat in Privatrechtsform handelt und trotzdem unmittel-
bar an Grundrechte gebunden ist (Punkt 4.). 

2. Mittelbare Drittwirkung 

Die Grundrechte verpflichten Private grundsätzlich nicht unmittelbar untereinander.14 Sie kön-
nen jedoch  

  „auf die privatrechtlichen Rechtsbeziehungen Ausstrahlungswirkung [entfalten] und sind 
von den Fachgerichten, insbesondere über zivilrechtliche Generalklauseln und unbestimmte 
Rechtsbegriffe, bei der Auslegung des Fachrechts zur Geltung zu bringen. Die Grundrechte 
entfalten hierbei ihre Wirkung als verfassungsrechtliche Wertentscheidungen und strahlen 
als ‚Richtlinien‘ in das Zivilrecht ein […]; die Rechtsprechung hat insoweit auch von den 
Grundrechten als einer ‚objektiven Wertordnung‘ gesprochen […].“15  

Die Grundrechte sind  

  „im Wege der mittelbaren Drittwirkung nach Maßgabe einer Abwägung zu beachten. Die 
Reichweite dieser Bindung bestimmt sich dabei nach dem Grundsatz der praktischen Kon-
kordanz in Ausgleich der sich gegenüberstehenden Grundrechte.“16 

Private können demnach 

  „im Wege der mittelbaren Drittwirkung von Grundrechten […] unbeschadet ihrer eigenen 
Grundrechte auch ähnlich oder auch genauso weit wie der Staat durch die Grundrechte in 
Pflicht genommen werden, insbesondere, wenn sie in tatsächlicher Hinsicht in eine ver-
gleichbare Pflichten- oder Garantenstellung hineinwachsen wie traditionell der Staat […]. Je 
nach Gewährleistungsinhalt und Fallgestaltung kann die mittelbare Grundrechtsbindung Pri-
vater einer Grundrechtsbindung des Staates nahe- oder auch gleichkommen.“17 

  „Die Freiheit der einen ist dabei mit der Freiheit der anderen in Einklang zu bringen. Dabei 
kollidierende Grundrechtspositionen sind hierfür in ihrer Wechselwirkung zu erfassen und 
nach dem Grundsatz der praktischen Konkordanz so in Ausgleich zu bringen, dass sie für 

 

13 Vgl. Rüfner, in: Isensee/Kirchhof, Handbuch des Staatsrechts, Band IX, 3. Aufl. 2011, § 197 Rn. 87. 

14 Vgl. BVerfGE 148, 267 (280 Rn. 32). 

15 BVerfGE 148, 267 (280 Rn. 32). Hervorhebung durch Verf. 

16 BVerfG, Beschluss vom 18.07.2015 – 1 BvQ 25/15. Hervorhebung durch Verf. 

17 BVerfG, Beschluss vom 18.07.2015 – 1 BvQ 25/15. Hervorhebung durch Verf. 
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alle Beteiligten möglichst weitgehend wirksam werden […]. Die Reichweite der mittelbaren 
Grundrechtswirkung hängt dabei von den jeweiligen Umständen des Einzelfalls ab. Maßgeb-
lich ist, dass die Freiheitssphären der Bürgerinnen und Bürger in einen Ausgleich gebracht 
werden müssen, der die in den Grundrechten liegenden Wertentscheidungen hinreichend zur 
Geltung bringt. Dabei können insbesondere auch die Unausweichlichkeit von Situationen, 
das Ungleichgewicht zwischen sich gegenüberstehenden Parteien, die gesellschaftliche Be-
deutung von bestimmten Leistungen oder die soziale Mächtigkeit einer Seite eine maßgebli-
che Rolle spielen […].“18 

3. Schutzpflichtenlehre 

Ein weiterer, erst in der jüngeren Rechtsprechung aufgegriffener19 Anknüpfungspunkt für die 
Drittwirkung der Grundrechte ist die Schutzpflichtenlehre. Den Staat trifft die Pflicht, grund-
rechtlich geschützte Positionen vor Verletzungen oder Gefährdungen zu schützen, die nicht vom 
Staat ausgehen oder ihm zuzurechnen sind.20 Demnach wird staatliches Handeln nicht nur als 
Eingriff gedeutet, sondern kann vielmehr auch als Verletzung einer Schutzpflicht für den Bestand 
eines grundrechtlichen Gewährleistungsniveaus gesehen werden.21 Die grundrechtlichen Schutz-
gebote sind primär staatsgerichtet, können aber im Privatrechtsverhältnis »mittelbar« Wirkung 
entfalten.22 Primär obliegt die Ausgestaltung des allgemeinen Schutzkonzepts dem Gesetzgeber 
im Wege des einfachen Rechts.23 Im Anschluss daran ist es die Aufgabe der Fachgerichtsbarkeit, 
das gesetzliche Schutzkonzept durch Durchsetzung der entsprechend schützenden Normen im 
konkreten Einzelfall umzusetzen.24 

Das Bundesverfassungsgericht führte exemplarisch aus: 

  „Der Staat ist zudem verpflichtet, das Individualarbeitsrecht so zu gestalten, dass die Grund-
rechte der Parteien in einen angemessenen Ausgleich gebracht werden. Soweit die Privatauto-
nomie ihre regulierende Kraft nicht zu entfalten vermag, weil ein Vertragspartner kraft seines 
Übergewichts Vertragsbestimmungen einseitig setzen kann, müssen staatliche Regelungen 
auch ausgleichend eingreifen, um den Grundrechtsschutz zu sichern. Für die Herstellung des 

 

18 BVerfGE 148, 267 (280 f. Rn. 32 f.). Hervorhebung durch Verf. 

19 Vgl. exemplarisch die Leitentscheidung zu den grundrechtlichen Schutzpflichten: BVerfGE 39, 1 ff. zum 
Schwangerschaftsabbruch. 

20 BVerfGE 125, 39 (78). Vgl. Jarass, in: Jarass/Pieroth, Grundgesetz, 17. Aufl. 2022, Vorb. Art. 1 Rn. 5. 

21 Lehnart/Schneider, Drittwirkung staatsbürgerlicher Rechte und Pflichten im Individualarbeitsrecht, VSSAR 
2021, 409 (422). 

22 Lehnart/Schneider, Drittwirkung staatsbürgerlicher Rechte und Pflichten im Individualarbeitsrecht, VSSAR 
2021, 409 (422). Vgl. BVerfGE 81, 242 (254 f.). 

23 Honer, Die Grundrechtswirkung zwischen Privaten, DÖV 2023, 411 (419). 

24 Honer, Die Grundrechtswirkung zwischen Privaten, DÖV 2023, 411 (419). 
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geforderten Ausgleichs zwischen den widerstreitenden Interessen verfügt der Gesetzgeber 
über einen weiten Beurteilungs- und Gestaltungsspielraum.“25  

Es erfolgt mithin eine grundrechtskonforme Auslegung26 aller zivilrechtlichen Bestimmungen27. 

  „Selbst wenn der Gesetzgeber davon absieht, zwingendes Vertragsrecht für bestimmte Lebens-
bereiche oder für spezielle Vertragsformen zu schaffen, bedeutet das keineswegs, daß die Ver-
tragspraxis dem freien Spiel der Kräfte unbegrenzt ausgesetzt wäre. Vielmehr greifen dann 
ergänzend solche zivilrechtlichen Generalklauseln ein, die als Übermaßverbote wirken, vor 
allem die §§ 138, 242, 315 BGB. Gerade bei der Konkretisierung und Anwendung dieser Ge-
neralklauseln sind die Grundrechte zu beachten […]. Der entsprechende Schutzauftrag der 
Verfassung richtet sich hier an den Richter, der den objektiven Grundentscheidungen der 
Grundrechte in Fällen gestörter Vertragsparität mit den Mitteln des Zivilrechts Geltung zu 
verschaffen hat und diese Aufgabe auch auf vielfältige Weise wahrnimmt […].28 

4. Bindung der staatlichen Gewalt auch in Privatrechtsform 

Im Lichte der Drittwirkung von Grundrechten findet auch die sog. Fraport-Entscheidung29 des 
Bundesverfassungsgerichts Erwähnung.30 Sie ist jedoch genaugenommen nicht unter die Bei-
spielsfälle für die Drittwirkung von Grundrechten zu fassen, da sie lediglich klarstellt, dass ge-
mischt-wirtschaftliche Unternehmen, also Unternehmen in privater Rechtsform, an denen der 
Staat beteiligt ist, unmittelbar grundrechtsverpflichtet sind, wenn der Staat sie beherrscht. In der 
Entscheidung ging es um den Flughafen Frankfurt am Main, der von der Fraport Aktiengesell-
schaft (Fraport AG) betrieben wird. Ihre Anteile stehen mehrheitlich im Eigentum der öffentli-
chen Hand. 

  „Die Nutzung zivilrechtlicher Formen enthebt die staatliche Gewalt nicht von ihrer Bindung 
an die Grundrechte gemäß Art. 1 Abs. 3 GG. Dies gilt sowohl für die Verwendung von zivil-
rechtlichen Handlungsformen als auch für den Einsatz privatrechtlicher Organisations- und 
Gesellschaftsformen. Von der öffentlichen Hand beherrschte gemischtwirtschaftliche Unter-

 

25 BVerfGE 149, 126 (142 Rn. 42). Hervorhebung durch Verf. 

26 Vgl. BVerfGE 7, 198 (205 f.); 89, 214 (229); 148, 267 (280 Rn. 32). Vgl. de Wall/Wagner, Die sogenannte Drittwir-
kung der Grundrechte, JA 2011, 734 (738 f.). 

27 Vgl. Kulick, „Drittwirkung“ als verfassungskonforme Auslegung – Zur neuen Rechtsprechung des BVerfG,  
NJW 2016, 2236 (2238 ff.). 

28 BVerfGE 81, 242 (255 f.). Hervorhebung durch Verf. 

29 BVerfGE 128, 226. 

30 Vgl. de Wall/Wagner, Die sogenannte Drittwirkung der Grundrechte, JA 2011, 734 (738 f.). 



 

 
 

 

 

Wissenschaftliche Dienste Sachstand 
WD 3 - 3000 - 132/23 

Seite 7 

nehmen unterliegen ebenso wie im Alleineigentum des Staates stehende öffentliche Unter-
nehmen, die in den Formen des Privatrechts organisiert sind, einer unmittelbaren Grund-
rechtsbindung.“31 

*** 

 

31 BVerfGE 128, 226 (244). Hervorhebung durch Verf. 
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